
blem der oftenen Kommunıion un: Interkommunion, die Ost-CDU, VOr allem AUuUSs der Redaktion der Ostberliner
katholischen Monatsschrift „begegnung“; Zzweıtens AUsSsin verschiedene Rıchtungen gehen, beantwortet werden? “,_wird ın einer Einsendung gefragt. studentischen und Akademikergruppen, die VOL allem 1n
dem VOLT einıgen Jahren 1nNs Leben gerufenen „Aktions-

VWıe groß ist der Spielraum? kreis Halle“ iıhren Kristallisationspunkt gefunden
haben Gipfelt die Kritik der „begegnungs“-Katholiken

Die wieder un Wieder gestellte rage, ob die Pastoral- vornehmlich 1ın dem ständig wiederholten Vorwurf, die
synode der Bıstümer un Jurisdiktionsbezirke der DDR Synode weiıiche den entscheidenden Aussagen über die
ıhr 7;e] erreichen, ob s1e die beschworen Erneuerung der aktuelle Stellung der katholischen Kirche und der einzelnen
Kirche AaUS$S dem Geıist des Il Vatikanums bringen werde, Christen im sozialistischen Staat AuS, bemängelt der
1St augenblicklich schwer beantworten. AÄAhnlich W 1€e in AKH, daß der Synode Mut ZU Dialog fehle Es
der Bundesrepublik wurde auch 1im anderen Teil Deutsch- würden nıcht alle Gläubigen ın das Gespräch einbezogen.
lands viel Papıer beschrieben, die Gemeinden weıter- Abweichende Meınungen würden unterdrückt bzw. als
gegeben un VO  e dort wieder zurückgereicht. ber VO  3 Ungehorsam disqualifiziert. Wichtiger als Mehrheitsbe-
eiıner breiten oder gar intensıven geistigen un: geistlıchen schlüsse autf der Synode se1l der „Konsens aller Gemeinden
ewegung 1n der mitteldeutschen Kırche ann ohl nıcht und Gruppen MI1t der Synode“.
die Rede sein. Im Gegenteil: INa  $ beklagt auch dort, dafß In diesem Kreıs nn INan die Situationsanalysen derPfarrversammlungen ZUuU Thema Synode schlecht besucht
werden un: die Beteiligung der Diskussion schwach 1St. „Vorpapiere“ dürftig. Die eıit se1i schlecht geNUutZTt WOT-

Die Jugend tehle vielfach, un: den Alten se1l die Sache den, heißt Den Verantwortlichen wird Manıiıpulation
be1 der Themenauswahl un: Unwahrhaftigkeit VOrsSc-kompliziert. worten. würden Finanzierungsfragen VO  S der Synode

Mancher Pfarrer füllt den Frageraster selbst „stellver- ausdrücklich ausgeklammert. Doch raumen die führen-
tretend“ AUS, Wo die Debatte lebhaft oder Sar heikel den Mitglieder des Hallenser Kreıises, Priester un: Laıien,
wiırd, weil Versammlungsteilnehmer bestimmte, VO  a ein, daß die Synode einen „begrenzten Raum der
vornherein tür die Tagesordnung nıcht vorgesehene oder Aussprache“ schaflt, un: Z War VOTL einer „begrenzten
nach dem Statut der Synode Sal nıcht erlaubte Themen kirchlichen Oftentlichkeit“.
anschneiden wollen, da wıird deutlıich, dem Unterneh-
inen Grenzen ZEZOLECN siınd. Der freie Spielraum scheint Demgegenüber die Ost-CDU die Synode untier einen
jedenfalls CNS, daß die Synode weder VO  ‘ der personel- ımmer stärkeren psychologischen Druck Es vergeht 2Um
len Zusammensetzung noch VO  3 dem diskutierenden ıne repräsentatıve Veranstaltung dieser VO  en der SED ftür
Stoff her eın Rısıko eingeht. Das Wahlsystem 1St behutsam die Erziehungs- un: Propagandaarbeıit den Christen
ausbalanciert. Nach dem Statut (vgl Maı 1972, 1n der DDR 1Ns Feld geschickten Parteı, beıi der die katho-

lischen Bischöte ıcht gemahnt werden, endlich ihre, wIıe254 fi.); das der Heıilige Stuhl genehmigen mußte, wWer-

den die Priester mehr als die Häilfte der insgesamt kürzlich hieß, „Überwinterungspläne“ aufzugeben un:
150 Synodensıitze einnehmen. Weichen werden bereits eın klares Ja ZU Sozialiısmus sprechen. Man in
auf den diözesanen Pastoralkonferenzen gestellt, diesen Kreıisen offensichtlich auf den wenn auch begrenzten
daß Überraschungen unwahrscheinlich sind. Im egen- Ofentlichkeitscharakter der Synode un möchte S1e
Sat7z Z Würzburger Synode haben die Beschlüsse der einer SEAATtS- un systemfreundlicheren Haltung bringen,
Synode VO  3 Dresden Jlediglich den Charakter TO- als s$1e die Hierarchie 1ın der Vergangenheit praktiziert

hat. ıne VO  $ der Arbeıitsgruppe „Christliche Kreıise“ derraler Empfehlungen die Berliner Ordinarienkonferenz
bzw deren Mitglieder als Ortsordinarien der einzelnen Nationalen Front Jetzt gestartete Unterschriflenaktion
Jurisdiktionsbezirke. ber auch ıne Empfehlung annn als bestätigt diese Entwicklung. In Rundschreiben die
Beschlufß der Vollversammlung ıcht ausgesprochen WEEI- Geistlichen haben die Bischöte schon ıne entsprechende
den, WEeNnNn „die Ordinarienkonterenz oder eın Orts- Warnung ausgesprochen. Sollte der Freiheitsspielraum der
ordinarius AUS Gründen der verbindlichen Glaubens- und Synode ernsthaft durch solche oder andere Aktionen SC-
Sıttenlehre oder AUS pastoraler Gesamtverantwortung ährdet se1IN, dann dürften sıch ıhre Inıtiatoren, besonders

der Synoden-Vorsitzende, Kardıinal Bengsch, jener papst-Eınspruch erheben“.
lıchen Weıisung erinnern, die Begınn aller Überlegun-

Stimmen der Kritik gCNn die Veranstaltung die Bedingung geknüpft
hat, da{ß S1e „1N ihrer Zusammensetzung, iıhrem Wahlver-
fahren un: iıhrem Ablauf“ frei bleibt von jeder fremdenKritik der Synodenvorbereitung kommt VOTL allem AU5S5

we1l Rıchtungen: Erstt_ans AUuS$s katholischen Kreısen der Beeinflussung.

Die erste Arbeitssitzung der Synode urzbure
Diskussion A  bDber Strukturfragen

Strukturfragen waren auf der ersten Arbeitssitzung der diesem Bereich theologische Grundsatzfragen (z Amts-
Gemeinsamen Synode in Würzburg neben dem Komplex un: Kirchenbegriff) zwar berührt werden, aber eın aut-
Sakramentenpastoral miıt den Vorlagen über Taufe un: schiebendes Hindernis w1e bei anderen Themen darstellen
Buße (vgl Julı 1972, 354 7weitellos der wiıch- (man denke PE die FEhe- un: Bußpastoral). Sıe haben
tiıgste Diskussionsgegenstand. In Strukturfragen sind auch auch dann Aussicht auf Verwirklichung, wenn der größere

ehesten konkrete Entscheidungen erwarten, da ın Teil der Vorlagen noch gründlich überarbeitet un: dieser
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oder jener Entwurf Sanz NEeUu gefaßt werden mu{ß Struk- ıche Einrichtungen geschaffen werden, un: ZWAar S! daß
turfragen nahmen 1n Würzburg auch mehr Raum eın als „dıe gemeınsame Sendung un: Teilhabe aller den
die durch die Publik-Affäre die Oberfläche geschwemm- Ämtern Christi nıcht 1n die außerrechtliche Sphäre einer
ten publizistischen Themen (vgl Junı OL 307 eın geistigen Gemeinschaft abgedrängt un: die Mıtwir-
Wır dürten uns hier dennoch Ün tassen, nıcht weıl die kung der Gremien der Miıtverantwortung bei kirchlichen
Resonanz wesentlich geringer Wäal, sondern weıl WIr be- Beschlußfassungen nıcht als rechtlich belanglos
reıts VOTI der Vollversammlung ın Würzburg die wichtig- werden“.
sten Entwürte ausführlich vorgestellt un: erläutert haben Die wichtigsten praktischen Bestimmungen des Entwurts(vgl Februar 1972 97 ft.) aren
Vıer Entwürte Struktur- un kirchlichen Organısatıons- Dıie Errichtung einer einheitlichen Rätestruktur in den
Iragen wurden in Würzburg 1n erster Lesung behandelt

„Beteiligung des Gottesvolkes der Sendung der Pfarrgemeinden, 1n den kirchlichen Verwaltungsbezirken
der mittleren Fbene (Dekanat, Regıion) und iın den Dıi-

Kirche“ „Rahmenordnung tür die Leitung Ozesen. Für die mıittlere Ebene wurden jedoch NUur allge-un: Verwaltung der Bıstümer 1n der Bundesrepublik meıne Grundlinien aufgestellt miıt der Begründung, ehe
Deutschland“ 1X), „Rahmenordnung für die TO- hier Genaueres festgelegt werden könne, mMusse MNan erst
ralen Strukturen 1m Bistum“ (ebenfalls 1X), „Grund- wIissen, WwW1e€e diese mittlere Ebene künftig strukturiert seın
satze für die Strukturen kirchlicher Entscheidungsgremien soll
un: -prozesse” (GK VO  $ 111 un: un Federführung Die Übertragung nıcht 1Ur VO  3 Beratungs-, sondernVO  $ auch VO:  - Mitentscheidungsbefugnissen die Gremıien.
Im Vergleich den ersten dreien fiel das vierte Die Aufhebung der bisherigen Doppelung VO  $ DisAUuUsSs dem Rahmen, nıcht 1Ur weıl der Inhalt dem Tıtel
nıcht Sanz entsprach, denn Zing Ja ıcht FEntschei- özesan(Laıen-) un: Pastoralrat in der Diözese durch eın

dungsgremien und D insgesamt, sondern eINZ1g synodales Gremium, den Diözesanpastoralrat.
Vorschläge bzw Empfehlungen für ıne Abänderung Die Einrichtung eınes Gremuiums der freien Inıtiativen,

des Statuts des Verbandes der Diıözesen, sondern weıl Verbände un Gruppen in Orm der Diözesanversamm-
als einz1ıger den überdiözesanen Bereich betraf. Er wurde lJung neben dem dem Leitungsamt zugeordneten Diözesan-
denn auch mehr als Corrollarium ZU Thema Publik pastoralrat.
behandelt, dem seıin Entstehen verdankte, obwohl
1n der Sache ine über dıe Publizistik hinausreichende Angst VOTLr der Aushöhlung des Amtes
Rechts- un: Strukturfrage S1ng. Gegenüber diesem hatten
die anderen drei Entwürftfe 1e] grundsätzlichere Bedeu- In der Diskussion kamen VOT allem folgende Fragenkom-
tung. Ile drei standen auch schon VOr der Sıtzung 1n plexe Zur Sprache: Die Stellung des Amltsträgers 1n

bzw gegenüber den synodalen Gremuien. Der EntwurtWürzburg in der öffentlichen Diskussion un: hatten VO  -
verschiedenen Seiten Widerspruch erfahren. Im Falle des hatte ıne mittlere Lösung vorgeschlagen: Aut Gemeinde-
Entwurfs der 111 Wr dieser außerhalb der Synode ebene gehört der Pfarrer dem Vorstand A dieser wäihlt

aber einen eigenen Sprecher; 1mM Diözesanpastoralrat führtheftiger als in Würzburg selbst.
der Bischof selbst den Vorsıitz. Mıt dieser Lösung
nıcht alle einverstanden. Generalvikar LettmannNeuordnung des Ratesystems (Münster) beispielsweise gab bedenken, der Priester

Worum S1Ing be1 diesem Entwurtft? rob gesprochen bzw. Pfarrer, der Ja in der Eucharistiefeier, der „1INtenS1V-
ıne einheitliche Neuordnung der nach dem Konzıil SC- sten Versammlung der Gemeıinde“, den Vorsıtz führe,
schaftenen Rätestrukturen. Der Tıtel des Entwurfs WAar dürfe auch 1M Pfarrgemeinderat nıcht Nur eın Mitglied des
auch 1n diesem Fall nıcht Sanz sachgerecht, denn der Ent- Vorstandes, sondern musse „geborener Vorsitzender“ sein.
wurf behandelte nNnu  — une orm der Beteiligung aller Andere ( Generalvikar Dıemer, Speyer, und Pfar-

TEL Erlemann) sprachen siıch 1mM Gegenteıl für eınenGläubigen der Sendung der Kırche, die Mitwirkung Laijen als Vorsitzenden Aaus.kirchlichen Leitungsamt. Der Tıtel erklärt sıch 1N-
dessen Aaus dem ersten Teil des Entwurfs, der den ekklesio- Es Zing aber nıcht 1Ur die rage des Vorsıitzes, SOI1-

logischen Voraussetzungen der Beteiligung der Laıen dern grundsätzlicher das Verhältnis ‚zwıschen den
kirchenamtlichen Entscheidungen gewidmet 1St un: ıne Laı:envertretungen und dem geistlichen Amt. Bei mehreren
Art Theologie kırchlicher Miıtverantwortung darstellte. Interventionen stand deutlich erkennbar die ngst VOL

Ausgangspunkt 1St die Feststellung, da{fß die an (ze- der Aushöhlung des Amltes 1M Hiıntergrund. Schon Bischof
meınde als brüderliche Gemeinschaft un: die Kirche als Wrrttler (Osnabrück), der die grundsätzlıch Zzustim-

mende, aber mi1t mehreren Vorbehalten versehene Stellung-Gesamtheit Träger der Heilssendung Christi siınd. Das
Leitungsamt steht ZWAar 1in seiner besonderen Verantwor- nahme der Bischofskonferenz vOortrug, fragte, „ob in
Lung der Gemeinde gegenüber bleibt aber trotzdem e1in- eıiner Rahmenordnung, die 1U  - einmal eın kirchenrecht-

lıches Dokument 1St und se1n mu{ß gesetzestechnischgebettet in der Gemeinschaft der anderen Dienste, auf
deren kritische un: solıdarısche Miıthilte JA Gelıingen möglich (1st), das synodale FElement der Kirchenverfassung
seiner eigenen Aufgaben angewı1esen 1St Diese solıiıdarısche regeln, ohne das hierarchische Element, aut das be-

O  n iSt, wenıgstens ın seiınem Kerngehalt ZUuUr GeltungMithilte oll sıch 1n Strukturen der Mıtverantwortung
verwirklichen, die Raum gemeıinsamer Urteilsbildung bringen“.
un Entscheidungsfindung geben. Die Vorlage ordert Eın Steıin des Anstoßes WLr die erklärte Allzuständigkeıt
eshalb den Autbau bzw die Stärkung des synodalen des Rates (in allen seelsorglichen, die Gemeinde oder die
Elements das tfür die Kırche ebenso wesentlich un unauf- Diözese betreffenden Angelegenheiten). Es gab auch
hebbar se1 WwW1e€e das bierarcbiscbe. Dafür müfßten verbind- ımmer noch Bedenken, die bisherige Beratungsfunktion
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auf Mitentscheidungsfunktionen auszudehnen Mehrere Leiter der Hauptabteilungen des Generalvikariats se1in.

Synodalen, auch Kardinal Höffner, torderten WEN1S- Diese Zusammensetzung bedeutete 1Ne CNZE Verquickung
1Ne klar Umschreibung der Fälle, denen Mıtent- V“O:  S Gesetzgebung un Verwaltung. Sodann ı der STAar-

scheidung möglich 1ST Eın Stein des Anstoßes keren Konzentration auf Leitungsvollmachten Handelte
WAar die Bindung der Amtsträger das Vetorecht dies siıch beim Diözesanpastoralrat erster Linıe C111

reiche nıcht Aus, dessen Leitungsfunktionen genügend Beratungs- un: Mitbestimmungsorgan, wurde die Le1i-
kennzeichnen Bischof Wıttler sprach VO  — Re- tungskonferenz bestimmt als eC1n rgan, MI dessen Hıiılfe

uktion des priesterlichen und bischöflichen Diıenstamtes der Bischof die Leitung der Diözese unmittelbar ausübt
Andere Synodalen sahen praktische Schwierigkeiten Eın Die Leitungskonferenz ware Legislative und Exekutive —

ynodale me1ntTte, schliımmstenfalls ein Pfarrer noch gleich Es WAar erwarten, da{ß sıch das Konzept der 111
SC111 Veto einlegen, predigen dürten Eın gegenüber durchsetzen würde Schon der offizielle
anderer erklärte drastisch Profanbereich würden sich Sprecher der Bischofskonferenz, Weihbischof Gutting
be1 solchen Funktionsbeschreibung aum Stellenbe- peyer entschied sıch für 111 offensichtlich nıcht CI -
werber melden Doch gyab mehrmals kräftigen Beitall ster Lıinıen der problematischen Gewalteneinheit
WEeNnNn MI theologischen Argumenten für Beschluß bzw Entwurf der sondern weıl dort das Initiativrecht
Mitentscheidungsrecht der remıen plädiert wurde des Bischofs stark eingeschränkt erschien Doch lehnte

Dıie Konzeption GremuLuums freijer Inıtiatıven auf S1E auch dieser z weıiten Schwierigkeit SCHh aAb FEın
anderer Synodale, Domkapitular Kraus (Würzburg),diözesaner (und Analogie dazu auf der mittleren)

enNle Oorm SO Diözesanversammlung Dıie Vor- selbst Mitglied der plädierte ındessen für das Mo-
lage begründete die Notwendigkeıt eigenständıgen dell VO Er hiıelt 1ine saubere Trennung VO  S Leıitungs-

un Verwaltungsfunktionen nıcht tür möglıch und einteVersammlung der Gläubigen Bıstum (mıt CISCNCI Ge-
schäftsstelle) MIiItt der Vieltfalt der Gaben und Dıienste 1ı aufgrund persönlıcher Erfahrung der ‘ Diözesanver-
der Kirche un der Voalfalt gesellschaftlicher Strukturen waltung, das Konzept der Leitungskonferenz se1l realısti-

scher.Profanbereich. Als M Träger des Weltdienstes
konzıpiert sollte die Diözesanversammlung Fragen Am entschiedensten lehnte der frühere Sekretär der Bı-
iıhrer Zuständigkeit Entscheidungsrecht haben un die schofskonferenz, Proft Forster (Augsburg), das Modell
Beschlüsse selbstverantwortlich durchführen Es gab nach- der Leitungskonferenz 1b Er warf ıhm starken
drückliche Vertechter dieses Zzweıten GremıuLums Zu ıhnen Integrationstrend und die Verwischung D“O  S Kompetenzen
gehörte Prof Hemmerle (Bochum), der geistliche IDJE und Funktionen VOT Würde S1IC realisıert VO  3 ihr
rektor des ZdK Er Lrat nıcht Nnu  ar für 1Ne herausgehobene ine Politisierung der Verwaltung befürchten un: ine

Stellung des Priesterrats C1INMN, da dieser als Vertretung des Frustratiıon der Spontanaktionen durch ıhre Einbindung
Presbyteriums 1nNe Miıtverantwortung für die Leitung des CI ‚M1XtUum COmMpOS1TUmM mMiIt Verwaltungs-Abteilungs-
Bıstums habe, die sıch nicht mML der Repräsentanz aller leitern, dem S1e hre Eigenständigkeit auch dann nıcht
Dienste und Glieder der Kirche decke, sondern stellte nach- durchsetzen werden können, wenn ıhnen dreı Stimmen
drücklich fest INa  =) könne der Vergleichbarkeit der Mehrkheıit garantıert werden Er forderte VO  } der oll-
verschiedenen Aufgaben der Kirche nıcht auf CISCNC versammlung inNe klare Entscheidung, INILT welcher Vor-
Kooperationsgremien freier Inıtıatıyven oberhalb der (Ge- Jage weitergearbeitet werden soll
meıinde verzichten In diesen sollten die freien Gruppen Nach CIN1SCIHM Hın un: Her wWwWar die Entscheidung dann
ebenso ZUrFr Kooperatıon zusammenfinden WIEC die Ver- auch durchaus klar Von 780 anwesenden Synodalenbände, denn wichtige gesellschaftliche Inıtıatıven 168 für das Modell der 111 un: NUur 76 für
heute faktisch nıcht mehr verbandlich vertaßt Von se1iten das Modell VO  ; XI Be1 der Gesamtabstimmung über den
einzelner Verbandsvertreter bestanden Bedenken n Entwurf der I88| 240 datür und nur 12 da-
möglicher Nivellierung innerhal solchen GremuLuums Be1 der Gesamtabstimmung über den Entwurf der
S1e wollten diesen Teil der Vorlage insgesam zurückstel- bei Enthaltungen 197 M1 Ja und DA
len, bis die Stellung der Verbände SENAUCI geklärt sC1 MI1 Neın ber nıcht 1Ur die relativ hohe Zahl VO  $ Neın-

SEiIMMeEN brachte den Entwurt über Leitung und Verwal-
Pastoralrat sCa Leitungskonferenz Cung der Bıstuüumer ine n komfortable Ausgangs-

für die Überarbeitung nach der ersten Lesung;
Dıie Zusammensetzung und die Zuständigkeiten des MI1 der Entscheidung für den Diözesanpastoralrat un

das Projekt Leitungskonferenz wurde der EntwurtDiözesanpastoralrates In diesem Punkt befand sıch der
Entwurt der 111 Konkurrenz MI1 der VO  — das Kernstück gebracht un: gleicht Rah-
Entwurf über die Leıtung un Verwaltung der Bıstümer IinenNn ohne Bild
vorgesehenen diözesanen Leitungskonferenz So wurde Doch auch die 111 wiıird MItTt ıhrem Entwurt nıcht
denn dieser Beratungspunkt auch VO Gesamtentwurf ab- leicht haben Abgesehen davon, da{fß über 60 Abänderungs-

un INmM! Mi1tt dem Entwurt der antrage eingereicht wurden, die etwa dreı Vierteln die
dessen Kernvorschlag die Leitungskonferenz WAar, be- Debatte ohne Widerspruch passıerten, wurde auch Un-

vereinbares beschlossen Eın Beispiel Generalvikar ett-
VWorin estand der Unterschied 7zwischen beiden? Zunächst MNannn hatte den Antrag gestellt die Mitgliedschaft den
eiınmal der Zusammensetzung Dem Diözesanpastoral- Räten bzw das aktıve und PaSSıvc Wahlrecht Sanz
rat sollten außer dem Bischof den Weihbischöfen un (58- hkonkrete Bedingungen knüpfen Taufe, Fırmung, Be-

S1ITZ der kirchlichen Ehrenrechte, Loyalıtät gegenüber demneralvikaren un: gewählten Amtsträger der obersten
Miıttelinstanz NUur gewählte Vertreter des Priesterrates der kirchlichen Glauben un der kirchlichen Ordnung. Das
Ordensleute und der Diözesanversammlung angehören aktıve un: DaSSıvc Wahlrecht sollte verlorengehen: durch

kirchenfeindliche Betätigung, durch schweres öffentlichesMiıtglied der Leitungskonferenz sollten außerdem die
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Ärgernıis, durch Verlust der kirchlichen Ehrenrechte, durch Diese Konzeption VO  — Gemeinde Wr für die auch
öftentliche Verstöße den christlichen Glauben und der Anlaß ıhres Votums ZUugunsten der Weıihe verheirate-
dıe kirchliche Ordnung und durch die chuldhafte ıcht- Len Männer, weıl NUur auf diese Weıse für die personelle
erfüllung der kirchlichen Beitragspilicht. Antrag 48, der Ausstattung der Gemeinden ZESOTZT werden könne.
die Bedingungen für den Pfarrgemeinderat stellte, wurde
ANSCHOMMCN, der Antrag 51, der die gleichen Bedingun- egen dieses Gemeindekonzept wurden massıve Eiınwände

erhoben, die durch das Argument des Berichterstatters,SsCnh tfür den Diözesanpastoralrat forderte, wurde ab- Dekan Poll (Aachen), wichtiger als das, W 4A5 WIrgelehnt. Gemeinde verstehen, sel, da{iß WIr Gemeinde leben un:
Reform der Pastoralstrukturen durch die teıls theologiıschen, teils soziologischen Begrün-

dungen der Kommuissıon nıcht entkräftet werden.
Handelt sıch bei den beiden Entwürfen über das Räte- Die hauptsächlichen Einwände wurden VO  $ Kardıinal
SYSteEmM un: über die Retorm der Leitung un: Verwaltung
der Diözesen mehr um die Modifizierung bestehender Eın- Höffner, der 1M Namen der Deutschen Bischofskonferenz

„erNStE theologıische und kirchenrechtliche Bedenken“ gel-richtungen (Vereinheıitlichung un Neugliederung bereıits tend machte, tormulijert: Der Entwurt unterscheide nıchtbestehender Gremien NUur die Leitungskonferenz hätte
1er ıne Ausnahme gemacht), zielte der Zzweıte Ent- genügend zwiıschen Gemeinde un: Gruppe, die Umsschrei-

bung VO  ; Gemeinde se1 willkürlich, die gruppenbezogenewurf der auf einschneidendere Veränderungen. Dıie Gemeinde entspreche nıcht dem Lebensgefühl jedes Men-
Vorlage über ıne „Rahmenordnung für die pastoralen
Strukturen 1m Bıstum“ sah iınsbesondere starke Verlage- schen: dıe Gruppenforschung ze1ıge, da{fß solche Gemeinden

leicht Subjektivismus un: Eigenbrödelei führen; das
UNSCH ım Bereich der Pfarrei UuN ım Gemeindeverständ- Anliegen lebendiger Gruppenbeziehungen lasse sıch auch
Nn1LS VOT (vgl Februar OL 100 Der Entwurt als
Sanzer diente eıner besseren Verteilung der Pastoraltunk-

ohne Ausgliederung der Gemeinden AUuUS der Pfarrei durch
zahlreiche kleinere Gemeinschaften verwirklichen.

tıonen aut die verschiedenen Struktureinheiten unterhalb
der Diözesanebene: Pfarrei, Ptarrverband, Dekanat, Seel- Kardinal Höftner wurde theologisch unterstutzt dufd1
sorgsreg1o0n, wobej Inan bestrebt WAafr, sıch die Kriıterien einen Änderungsantrag VO  a eıner größeren Gruppe VO  3

Synodalen (darunter VO  e Bischöten un: Theologieprofes-der staatlichen Raumordnungsplanung halten. In -den
Dekanaten sollten VOTr allem solche Aufgaben mMmmen- soren), der unwidersprochen das Plenum passıerte und da-
geführt werden, tür die die Ptarrei oder der Pfarrerver- mıiıt praktisch diıe Substanz dieser Vorlage Fall brachte.

Die Hauptargumente dieses ÄnderungsantragsA Dıieband nıcht den nötigen Rahmen abgeben oder nıcht die
nötıgen personellen un: sachlichen Miıttel aufbringen kön- TIrennung 019}  - rechtlicher und pastoraler Ordnung sel —
11€e1. Insbesondere sollte das Dekanat der Ort der 7Ziel- zulässig. Gemeinde ist ein „OÖffentlich-rechtlicher Begrift“,

Verkündigung und sakramentaler Vollzug schließen NOLT-gruppenseelsorge se1n, während auf die da un dort be-
reits 1M Aufbau befindlichen Seelsorgsregionen die kıirch- wendig ıne rechtliche Diımension mi1t e1in. Kirche un: da-
lichen Bildung-(Fortbildungs-), Beratungs- un Sozial- mMIıt Gemeinde könne nıcht alleiın Ergebnis eines Zusam-

menschlusses VO  3 un: sein: s1e se1l dem einzelnen VO1L-dienste konzentriert werden sollten. Dıie tast UNANSEMES-
sen burze Diskussion bezog sıch (wıe übrigens auch die und aufgegeben. Dıie gruppenbezogene Gemeinde werde
recht geringe Zahl VO  3 Abänderungsanträgen insgesamt sıch NUur schwer 1n eın übergreifendes pastorales Gesamt-

konzept einordnen lassen, Ss1e widerspreche 1mM Grunde derfast ausschließlich auf den Pfarrbereich bzw auf den
dem Entwurf zugrunde lıegenden Gemeindebegriff. Der VO  e der ommıssıon angestrebten Offenheit der Ge-
Entwurf hielt ZWAar der Pfarrei als der „Uuntersten recht- meıinde. Zur Gemeinde gehöre wesentlich, daß S1€e Ge-

meıinde VO  a Juden und Heiden, VO  - Armen und Reichen,lıch selbständigen pastoralen Einheit“ fest, TreNNnTeEe aber
also auch Gemeinschaft VO  e} Menschen bzw Christen mMi1tPfarrei un: Gemeıinde 1n der VWeıse, daß die Bildung

„lebendiger“ Gemeinden als pastorale Einheit gegensätzlıchen Interessen un: Lebenssituationen 1St Dıie
Vorlage als wurde War mıt 2744 Stimmen bei 56ZUr Hauptaufgabe der Pfarreien erklärte. Damıt wurde

ıcht 1Ur ıne deutliche ITrennung zwischen rechtlicher un Neıin-Stimmen un: Enthaltungen ANSCHOIMMEN, aber
pastoraler Einheit eingeführt, sondern eın Gemeıindever- dieser grundsätzliıchen Billigung Wr siıch die Kom-

mi1ssıon über die Notwendigkeıit einer grundlegendenständnıis, das sıch, grob gesprochen, Model]l sozıaler
Primär- bzw Gruppenbeziehungen orlentierte. Überarbeitung 1M klaren. Welchen Weg INa  — be] einer sol-
Der Entwurf übernahm dabe;i das Gemeijndeverständnis chen Neubearbeıitung gehen könnte, deutete Prof Hem-

merle 1n einem csehr uSgewOSCNCNH Diskussionsbeitragdes Pastorale (Faszikel. Gemeinde, 14), nach dem die
Gemeinde ıne „Gruppe VO  - Menschen“ darstellt, „dıe 1€ wirklich posıtıven Ansätze, die darın stecken un: die

Aaus tiefer pastoraler orge un: AUuUSs großem ngagementJesus Christus ylauben und versuchen, ıhr iındividuelles erwachsen un 1ın denen 1e] Erfahrung steckt, könntenun gemeindliches Leben der Botschaft des Neuen e besser ZUuU Ausdruck kommen, wenn INa  - nıcht i1ne eer-
Stamentes auszurichten“. Der Entwurtf annte Wwel For- formel für ıne allgemeıne Substrukturierung 1n die Vor-
iMen solcher Gemeinden: die Territorjal-(Wohnviertel-) age setzte, die SOZUSASCNH ıne Art rechtlichen Normcha-gemeinde un: die nıchtterritoriale (kategoriale) Gemeıin-
de, wobei letztere autf eiınem „freien Zusammenschlufß VO  3

rakter vorg1bt, sondern wenn iıne Pluralıität VO  S DMDET-

schiedenen Weısen un Modellen entwickelt würde, w1ıeChristen“ beruhen soll, „dıe sıch persönlich verbunden ıne Ptarrei substrukturieren 1st, un!: ZWAar ver[r-fühlen, bzw auf Zusammenschlüssen 1m Gefolge VO  —$ Funk-
tiıonen des gesellschaftlichen Lebens W1e Beruf, Freizeıit schıedenen Bedingungen un: verschiedenen MOg-

lıchkeiten.“usw.“ Dıie auf dem persönlichen Kontakt aufbauende
Gemeinde soll der prımäre Ort der Glaubensvermittlung Zum Entwurf über „Grundsätze für die Strukturen hLirch-
und 1m Regelfall auch der Feıer der Eucharistie mi1t eiınem licher Entscheidungsgremien und -brozesse”, se1l 1er nur
ordınıerten Gemeindeleiter se1in. 1e] angemerkt, dafß sıch das Plenum der Synode in der
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Frage der Zusammensetzung der Vollversammlung des Gottesdienst“ bereits 1ın überarbeiteter Oorm verabschiedet
Verbandes der Diıözesen 1es5 War der Kernpunkt der hat, noch keine Sachentscheidungen ZU weıteren Vor-
Vorlage in der Weıse für den Minderheitenentwurf gehen getroffen haben, äßt sıch der mögliche Termin für
au der Gemischten Kommuissıon Aaus 111 un: (neben die zweıte Lesung noch nıcht absehen. ıne längere ber-
dem Bischof eın Zzweıter delegierter Vertreter miıt Stimm- arbeitungsfrist ohne großen Zeıitdruck wiıird den Entwür-
recht) entschieden hat, daß S1LE den Antrag des Vorsitzen- fen ZUuUstatften kommen.
den der Gemischten Kommıissıon un! der tederführenden

W. Pötter, der für das (beschließende) Stimm- Rıchtigstellung der Redaktion: In unserem Synoden-Bericht 1mM Julı-Heft S 359) hieß „Berichterstatter Zertaß hatte N ZWaTl leicht;recht des zweıten, nıchtbischöflichen Vertreters plädierte, dem Münsteraner Generalvikar Lettmann, der ausgerechnet Be1i-
mıiıt 139 97 Stimmen bei Enthaltungen annahm. spiel der Laienpredigt ıcht L1LUX die Rolle des Hırten gefährdet, sSON-

ern den Wolft gleich die chatherde autfressen sah, mıt derDas Hauptargument Pötters War, „daß sıch doch mehr konziliaren Unterscheidung zwiıschen Officium mt) un MUNUSun: mehr die Meınung durchsetzt > dafß das Aufkom- Il Au{fgabe, Auftrag, Sendung) eENTIgERNECN, enn 1€es se1 der
Unterschied zwischen dem Amt des Priesters un einer Beauftragungmen der Kiırchensteuer doch iırgendwie gemeinschaft- des Laıen miıt amtlıicher Verkündigung.“ An dieser Passage 1St dasliches Vermögen aller Gläubigen leibt, un: dafß daher Hırtengleichnis irreführend. Generalvikar Lettmann sah ıcht c

angebracht ist, wenn der weıtere Vertreter des Bıstums rechnet Beispiel der Laienpredigt die Rolle des Hırten gefährdet
un: den Wolf gleich die Schatherde auffressen, sondern tührteauch der Beschlufßfassung über die Verteilung der Ver- während der Diskussion ber die Entscheidung der Bischofskonferenz,bandsmasse miıt beschließender Stimme teilnehmen annn die rage der Ordinatıion Verheirateter ıcht als Beschlußthema der
Synode zuzulassen, ZUr Rechtfertigung des Beschlusses un!: des Vor-(vgl dazu auch die Ausführungen VO  $ Prof. H:ıHerrmann gehens der Bischöfe folgendes AU! „Vor einem Monat h  Orte ich 1m
Rundfunk einen evangelischen Gottesdienst. Der Prediger be A  - seine1n ds Heft, 398
Predigt mi1ıt einer Fabel da ISt eın Hırte, der ıcht mehr ırte seınDa sich bei diesem Entwurf ohnehin 1Ur Verab-
nıchts anderes. Da die Schate ochertfreut. Und der Hırte ahm
11l Er Sagt den Schafen: möchte eınes VO:! euch se1ın und al

schiedung einer Empfehlung die Bischofskonferenz han-
delt, dürften eventuelle Beschlüsse ohnehin erst Z Zuge die Kleidung un das Aussehen der Schate Kurz darauf kam der

reißende Wolt un traß sich der Herde SAatt. Der ehemalige Hırte
kommen, wenn die Fragen überdiözesaner Zusammen- schmeckte iıhm besten. Soweıt die Fabel des Predigers. Möchten
arbeıt un: Entscheidungsstrukturen ansteht. Da die M1t WIr VOonNn unseren Bıschöfen, daß S1e dem Hırten 1n der Fabel gyleichen?

Wır T'  nN, da{fß s1e ihr Führungsamt miıt ler Verantwortung,Strukturfragen befaßten Kommıissıonen auf ıhren Juni- ber auch MIt persönlichem Mut ausüben, und datür gebührt ihnen
Sıtzungen 1m Gegensatz eLtw2 L, die ıhren Entwurt Respekt.“ Der Chronist bedauert außerordentlich, das rich-

tige Zitat die talsche Stelle BESETZT und damıt dem Redner eineüber die „Beteiligung des Laien der Verkündigung 1m Absıcht unterstellt haben, die 1mM Text ıcht angelegt WAal,

Kurzinformationen
Für ıne nichtreligiöse Eidesform sprachen sich die EKD und VO:  - Eiıden Eıine eidliche Bekräftigung se1 NUr 1n „Wichtigen Fäl-
die Deutsche Bischofskonferenz 1in einer gemeiınsamen Erklärung len vorzusehen“. Beamte, Rıchter und Soldaten sollten 1Ur

AUS, die Junı veröftentlicht wurde (vgl den Wortlaut einmal ihren Dienstei ablegen und eine „Aussage, die s1e über
iın epd-Dokumentation, Z2) Einleitend bekräftigen die eıiıne dienstlich gemachte Wahrnehmung als Zeuge leisten,
Kırchen ihre Mıtverantwortung für das ohl der Allgemeinheit Berufung auf ihren Diensteid bekräftigen können“.
und weısen auf die Einwände die relig1öse Eidesformel
(im Widerspruch Z weltanschaulichen Neutralıität des Staates) Eınen Diskussionsvorschlag ZUr Bekämpfung des Schwanger-
SOWI1e auf die TrTenzen eidlicher Bindung hın Unter „Eid“ Ver- schaftsabbruchs legte der Leiter des Kommissarıats der deut-
stehen S1e 1n ıhren sieben Thesen die „relıgıöse WI1e die nıcht- schen Bischöfe, Prälat W öste, Junı als Ergebnis der
relig1öse Bekräftigung eıner Aussage der eınes Versprechens“. Beratungen der Arbeitsgruppe „Adoptionsrecht“ der Presse
Dıe Erklärung wurde dem Bundespräsidenten Heinemann, VB Dieser Vorschlag sieht die Adoption des noch nıcht D_
dem Bundeskanzler Brandt, dem Justizminister Jahn und borenen Kindes VOTI. Abweichend VO: geltenden echt sollte
anderen Politikern zugesandt. These bekräftigt das echt des ermöglicht werden, schon VOTLT der Geburt 1n „notariell
Staates ZUr Eıdesleistung Wahrung der „Freiheıit des beurkundeter Form die Einwilligung Zur Adoption erklären
religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses“. These I1 stellt können“, „talls dıe Pflege und Erziehung eines Kındes für
klar, daß eın Eıd, besonders eın Versprechenseid, dıe sıttlichen die Mutter I1 außergewöhnlicher Umstände eıne besondere

Härte bedeuten würde“. Für die Verfahrensweise e1ım Nach-„Grundsätze VO  3 echt und Gerechtigkeit nıcht beseitigen“
könne. Danach se1 NUur eın Eid 1n Wahrhaftigkeit, Verantwort- weI1ls der erforderlichen. Voraussetzungen werden vers:  1edene
ichkeit und Gerechtigkeit wirklich verbindlich. Diese Grund- Prüfungsgremien ZUr Diskussion gestellt. Als Hauptargument
satze würden auch für die nichtreligiöse Eidesform gelten. für die vorgeburtliche Adoption wiırd geENANNT, dafß dadurch
These 111 schlägt die Einführung eıner nıchtreligıiösen Eıdes- der Multter „gegenüber dem VO:  } ihr geborenen Kind keine
forme]l VOT, dıe gleichrangig 1st und dieselbe Rechtswirkung Pflichten erwachsen und auch rechtliche Beziehungen 7W1-
besitzt. Über die Wahlmöglichkeit ol eine zwıngende Be- schen Multter und Kind nıcht entstehen“. Das Jugendamt oll
lehrung vorgeschrieben werden. These macht konkrete mMI1t der notariell beurkundeten Einwilligung automatiısch der
Formulierungsvorschläge für die religiöse w 1e tür die nıcht- Vormund werden und hat „1N tatsächlicher und rechtlicher
religiöse Eıdesformel, und WAar für Zeugen 1m Strat- und 1m Hınsıcht für das Kind sorgen“, wobei als anzustrebendes
Zivilprozeß und für den Beamten. Als nichtreligıöse Eides- Ziel das Aufwachsen 1n eiıner Familie geNanNnnt WIırd. Dıie Ab-
torm wırd vorgeschlagen: „Sıe vers!  ern 1m Bewußtsein der tretungs-Erklärung mufß VO  } der Mutter DZW., wenn diese Veli-

hiermit verbundenen besonderen Verantwortung, daß S1e nach heiratet 1St, von den FEheleuten gemeinsam unterzeıichnet WEeI-

bestem Wıssen die reine Wahrheit BEeSagT und nıchts verschwie- den Der Multter allein dagegen oll eine Widerruts-Frist l.  e  rer
cn haben“, worauftf der Zeuge „ıch vers!i:  ere es antwortet Erklärung innerhalb VO  3 reı Monaten nach der Geburt e1n-
für den Strafprozeß). Nach These ‚oll das Grundmuster für geraumt werden. Der Leıiter der Arbeitsgruppe, Nıemeyer,
den Beamteneid auch tür die Berutssoldaten und die Soldaten erklärte gegenüber KN  b> (4 Z2)% Anlafß dem Vorschlag
auf Zeıt gelten. These VI wendet sıch eıne Häufung se1 die Tatsache SCWESCH, daß heute eine Diskrepanz 7W1-
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